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Bundessozialgericht spricht sich für gleiche Krite-
rien bei der Bewertung von ambulanten und sta-
tionären Behandlungsmethoden aus 
 
Keine generelle Erlaubnis für beliebige Methoden 
im Krankenhaus zu Lasten der GKV 
 
Siegburg/Kassel, 30. Oktober 2008 – Das Bundessozialgericht (BSG) in Kassel 
hat den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) in seiner Auffassung bestätigt, 
dass bei der Bewertung des Nutzens und der Notwendigkeit einer medizinischen 
Methode trotz unterschiedlicher gesetzlicher Regelungen (ambulant: § 135 SGB V 
– Erlaubnisvorbehalt im Unterschied zu stationär: § 137c SGB V – Verbotsvorbe-
halt) gleiche Bewertungskriterien angewendet (Az.: B 1 KR 5/08 R) werden müs-
sen. 
 
Auch für den stationären Bereich sei das allgemeine Qualitätsgebot (§ 2 Abs. 1 S. 
3 SGB V) nicht außer Kraft gesetzt. Ob eine im Krankenhaus erbrachte Leistung 
diesem Qualitätsgebot entspreche, sei wegen § 137c SGB V zwar vielfach erst im 
Nachhinein und aufgrund einer konkreten Beanstandung und nicht – wie im am-
bulanten Bereich – erst generell durch den G-BA zu prüfen. Dies ändere aber 
nichts daran, dass auch nur die stationären Leistungen zu Lasten der Gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) erbracht werden dürften, welche die – auch für 
den ambulanten Sektor geltenden - Qualitätsstandards erfüllen.  
 
Dem Urteil kommt vor dem Hintergrund von nach wie vor anhängigen Rechts-
streiten des G-BA zur Methodenbewertung besondere Bedeutung zu: Im Jahr 
2004 hatte der G-BA Beschlüsse gefasst, nach denen die Protonentherapie bei 
der Behandlung des Mammakarzinoms (Brustkrebs) und des Ästhesioneuroblas-
toms - eines sehr seltenen Tumors der Nasenhaupthöhle - aus der Erstattungs-
pflicht durch die GKV ausgeschlossen werden sollten. Nach umfangreicher Re-
cherche und Bewertung von Studien erschien der Erfolg der Protonentherapie bei 
der Behandlung dieser Krankheiten nämlich insbesondere wegen fehlender Wirk-
samkeitsnachweise fragwürdig. 
 
Diese Beschlüsse wurden durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
mit der Begründung beanstandet, der G-BA müsse die fehlende Wirkung der Me-
thoden zur Behandlung dieser Erkrankungen belegen. Der G-BA hatte dagegen 
beim Sozialgericht Köln im Sommer 2004 Klage eingereicht. Das Landessozialge-
richt Essen gab dem G-BA im Juni 2008 beim Mammakarzinom Recht und hob die 
Beanstandung des Beschlusses zur Protonentherapie durch das Ministerium auf 
(Az.: L 5 KR 9/08). Wie bereits die erstinstanzliche Entscheidung des Sozialge-
richts Köln (Oktober 2005) bestätigte es damit das Vorgehen des G-BA, Metho-
den mit zweifelhaftem Nutzen auszuschließen, wenn dadurch keine Versorgungs-
lücken entstehen.  
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt 
in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 70 Millionen 
Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen 
werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 
 
Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament durch 
Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die konkrete Umset-
zung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher 
Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 
 
Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen Erkenntnisse und 
untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die Wirt-
schaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige 
Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären 
Versorgung.  
 
Weitere Informationen finden Sie unter http://www.g-ba.de  

 


